
Bundessozialgericht

12 RK32/30 ' Im Namen des Volkes

Urteil
Verkündet am
9° Dezember 1982 in dem Rechtsstreit

......ononooolloco.|lo.....nclocoonooco'ccooocoa0.000.000,

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

...o..........000...........00....loooo■cooooeocolooconlo,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbvollmächtigte:
in.........occo.oool'olooccnooctcOo,

beigeladen:
1)

......O......OIOOOIO...IOODQOOOO..IOI......OOOODOOOOOO,

2)
0.0.0.0..-.|ooooo|....looolo....000.000000000000000000

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd-

liche Verhandlung vom 9. Dezember 1982

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Schleswig-

Holsteinischen Landessozialgerichts vom 8. Juli 1980 wird

zurückgewiesen.
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Der Kläger hat dem Beigeladenen zu 2) die außergerieht-

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten. Im

übrigen sind Kosten nicht zu erstatten.

G r ü n d e

Der Kläger begehrt von der Beklagten Erstattung von Rentenver-

sicherungsbeiträgen, die er für den Beigeladenen zu 2) wegen des

Bezugs von Übergangsgeld nach 55 16 ff des Bundesversorgungs—

gesetzes (BVG) in der Zeit vom 1. Juli 1978 bis 31. Dezember

1978 an die Beklagte entrichtet hat.
1

Der Beigeladene zu 2) ist bei der Beklagten versichert und erhält

wegen mehrerer als Schädigungsfolgen iS des 5 1 BVG anerkannter

Gesundheitsstörungen Versorgung nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) von 60 vH. Im Juni 1978 teilte die

Beklagte dem Kläger mit, der Beigeladene zu 2) sei seit dem

11. April 1978 wegen eines Versorgungsleidens arbeitsunfähig

erkrankt und erhalte ab 10. Mai 1978 Übergangsgeld. Der Kläger

bejahte daraufhin den ursächlichen Zusammenhang zwischen der

Arbeitsunfähigkeit und den anerkannten Schädigungsfolgen und

stimmte der Zahlung von Übergangsgeld durch die Beklagte dem

Grunde nach zu. Nach einer versorgungsärztlichen Stellungnahme

vom 15. Januar 1979, die auf vertrauensärztlichen Untersuchungen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-3-

f
im Juli und August 1978 beruhte, waren die Versorgungsleiden für

die Arbeitsunfähigkeit des Beigeladenen zu 2) im zweiten Halbjahr

1978 nicht ursächlich. Der Kläger widerrief daraufhin die

Anerkennung des ursächlichen Zusammenhangs zwischen

Arbeitsunfähigkeit und anerkannten Schädigungsfolgen und forderte

die Beklagte auf, die für den Beigeladenen zu 2) im zweiten

Halbjahr 1978 gezahlten Beiträge zur gesetzlichen

Rentenversicherung in Höhe von DM 2.561,N0 zurückzuzahlen. Die

Beklagte lehnte eine Rückzahlung ab und wurde hierin vom

Sozialgericht Kiel (SG) bestätigt (Urteil vom 23. August 1979).

Das Schleswig—Holsteinische Landessozialgericht (LSG) wies die

dagegen gerichtete Berufung durch Urteil vom 8. Juli 1980

zurück. Zur Begründung führte es an, der vom Kläger geltend

gemachte Erstattungsanspruch sei deshalb unbegründet, weil die

für den Beigeladenen zu 2) während des Bezugs von Übergangsgeld

entrichteten Rentenversicherungsbe■träge nicht zu Unrecht gezahlt

worden seien. Die Beitragspflicht
gemäß

5 1227 Abs 1 Satz 1 Nr 8a

Buchst b Reichsversicherungsordnung (RVG) knüpfe allein an den

tatsächlichen Bezug von Ubergangsgeld an; es komme dagegen nicht

darauf an, ob diese Zahlung zu Recht oder zu Unrecht erfolgt sei.

Da der Beigeladene zu 2) in der streitigen Zeit vom 1. Juli bis

31. Dezember 1978 tatsächlich Übergangsgeld vom Kläger bezogen

habe (die Auszahlung durch die Beklagte sei gemäß 5 180 Abs 2 BVG

im Auftrag des Klägers erfolgt), sei er in dieser Zeit auch

rentenversicherungspflichtig gewesen.

Der Kläger rügt mit der vom LSG zugelassenen Revision eine

Verletzung des 5 26 Sozialgesetzbuch IV (SGB IV) und des 5 1227
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Abs 1 Satz 1 Nr 8a Buchst b RVG. Seiner Auffassung nach sind die

Rentenversicherungsbeiträge zu Unrecht entrichtet worden, da dem

Beigeladenen zu 2) in der zweiten Hälfte des Jahres 1978 ein

Anspruch auf Übergangsgeld gegen den Kläger nicht mehr zugestan-

den habe. Es komme nicht darauf an, ob und inwieweit die Ver-

sorgungsverwaltung die zu Unrecht erbrachten Leistungen von dem

Versorgungsberechtigten selbst zurückfordern könne. Die tatsäch—

liche Zahlung des Übergangsgeldes dürfe für die Rechtmäßigkeit

der Versicherungsbeiträge schon deshalb nicht maßgebend sein,

weil dies eine Rückforderung auch bei unter Vorbehalt geleiste-

ten Versicherungsbeiträgen unmöglich mache.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Schleswig-Holsteinischen

Landessozialgerichts vom 8. Juli 1980

aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,

an den Kläger 2.561‚ü0 DM zu zahlen.

. . \
\

Die Beklagte und die beigeladene Landesversicherungsanstalt

Schleswig-Holstein beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Der beigeladene Versicherte hat keinen Antrag gestellt.
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II

Die Revision des Klägers ist unbegründet.

Das LSG hat den vom Kläger geltend gemachten Erstattungsanspruch

zu Recht abgewiesen.

Das LSG ist zunächst zutreffend davon ausgegangen, daß das Er—

stattungsbegehren des Klägers nicht aus 5 81b BVG hergeleitet

werden kann. 5 81b BVG regelt einen Sonderfall des sogenannten

"Abwälzungsanspruchs", der nur dann eingreift, wenn die Versor-

gungsverwaltung eine Leistung erbracht hat, die nicht von ihr,

sondern von einer anderen Stelle zu erbringen war. Da eine

Beitragspflicht der Krankenkasse erst nach zwölfmonatiger

ununterbrochener Zahlung von Krankengeld entstehen kann (5 1227

Abs 1 Satz 1 Ziff 8a Buchst a RVO), kam ein "Abwälzungsanspruch"

gegen sie schon deshalb nicht in Betracht, weil im streitigen

Zeitraum keinesfalls eine Beitragsverpflichtung der Beklagten

bestand.

Das LSG hat des weiteren auch einen Erstattungsanspruch des

Klägers aus 5 26 Abs 1 SGB IV zu Recht verneint. Die vom Kläger

entrichteten Rentenversicherungsbeiträge sind nicht ohne

Rechtsgrund erbracht worden. Das Bundessozialgericht (BSG) hat

wiederholt entschieden, daß der Rechtsgrund für die

Beitragspflicht zur gesetzlichen Rentenversicherung im Rahmen der

medizinischen Rehabilitation (5 1227 Abs 1 Satz 1 Nr 8a iVm

5 1385 Abs u Buchst g RVG) im tatsächlichen Bezug von
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Übergangsgeld zu sehen ist (SozR 2200 5 381 Nr 2", 35, 39, MO und

H3 : BSGE 51, 100 sowie Urteil des erkennenden Senats vom

9. Juli 1980, 12 RK u2/79).

Die Rechtsgrundlage des Bezugs von Übergangsgeld ist
demgegenüber

unerheblich. Dies folgt zum einen aus dem Wortlaut des 5 1227

Abs 1 Satz 1 Nr 8a Buchst b RVO (in der hier noch anzuwendenden

Fassung des Gesetzes vom 7. August 197“) iVm 5 22 BVG und 5 1385

Abs 4 Buchst g EVO, wo mit dem Begriff des "Bezuges von)

Übergangsgeld" allein auf die Tatsache der Auszahlung von

Übergangsgeld abgestellt wird. Zum anderen ergibt sich dies auch

aus dem nur vorläufigen Charakter des Übergangsgeldes als einer

Leistung, die während einer Übergangszeit gewährt wird, in der

noch nicht feststeht, ob und welche Leistung dem Rehabilitanden

nach dem Abschluß von Überprüfungen und evtl. von ‘
Rehabilitationsmaßnahmen zu gewähren ist. Stellt sich

nachträglich heraus, daß der in Anspruch genommene
1

Rehabilitationsträger nicht leistungspflichtig war, weil die

Ursache der Rehabilitationsbedürftigkeit nicht in seinem

Verantwortungsbereich lag, so ändert dies an der Tatsache, daß

zunächst für eine Übergangszeit bis zur Klärung der dem

Rehabilitanden zustehenden Leistungsansprüche Übergangsgeld

gezahlt wurde, nichts. Der nachträgliche Wegfall der Anspruchs-

voraussetzungen macht den Bezug des Übergangsgeldes nicht

rechtsgrundlos (SozR 2200 $ 381 Nr 35 und H3 : BSGE 51, 100).

Die vom Gesetz vorgesehene Anknüpfung der Beitragspflicht des

Rehabilitationsträgers allein an einen faktischen Zustand wird

- worauf das BSG bereits hingewiesen hat - auch durch die
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- Schutzbedürftigkeit des Rehabilitanden gerechtfertigt (BSGE 51,

100 : SozR 2200 5 381 Nr H3). Dieser soll während der Durch-

führung einer Rehabilitationsmaßnahme darauf vertrauen können,

daß seine rentenversicherungsrechtliche Stellung nicht nachträg-

lich entwertet werden kann. Außerdem würde es den Beitragseinzug

erschweren, wenn die Einzugstelle prüfen müßte, ob für die

Zahlung des Übergangsgeldes ein Rechtsgrund vorgelegen hat oder

nicht. Von einem "Bezug von Übergangsgeld" kann allenfalls dann

nicht mehr gesprochen werden, wenn eine Rückzahlung des

Übergangsgeldes durch den Leistungsempfänger erfolgt (SozR Nr 6

zu 5 109 AVAVG und SozR 2200 $ 381 Nr 39; vgl auch BSGE N7, 109).

Insoweit könnte eine Einschränkung gegenüber 5 155 Abs 2 Satz 3

des Arbeitsförderungsgesetzes erwogen werden, der den Fortbestand

der Versicherungspflicht und Beitragspflicht auch für den Fall

vorschreibt, daß der Leistungsbescheid rückwirkend aufgehoben und

die Leistung zurückgefordert oder zurückgezahlt wird. Ein solcher

Fall liegt hier aber nicht vor; insbesondere ist eine Rückzahlung

des Übergangsgeldes durch den Beigeladenen zu 2) nicht erfolgt.

Die vom Kläger behauptete Rückzahlung des Übergangsgeldes durch

die Krankenkasse beeinflußt die Rentenversicherungspflicht des

Beigeladenen zu 2) in der streitigen Zeit nicht; denn eine

Erstattung von Leistungen lediglich im Innenverhältnis zwischen

Krankenkasse und Versorgungsverwaltung ändert nachträglich weder

etwas an der Tatsache des "Bezuges" der Leistungen durch den

Empfänger noch an dem Rechtscharakter der vom Beigeladenen zu 2)

empfangenen Leistungen. Es ändert sich auch nichts dadurch, daß

der Kläger die Überweisung der Rentenversicherungsbeiträge unter

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


dem Vorbehalt einer endgültigen Überprüfung vornahm und Jeweils

darauf hinwies, daß "erforderlichenfalls zu Unrecht entrichtete

Beiträge zurückgefordert" würden. Zum einen konnte diese

Nebenbestimmung nur das Rechtsverhältnis zwischen Kläger und

Beklagter berühren und betraf den Beigeladenen zu 2), auf dessen

Leistungsbezug es hier ankommt, nicht. Zum anderen hat eine

Vorbehaltsklausel des fraglichen Inhalts - gleichviel wem

gegenüber der Vorbehalt erklärt wird und ob die Erklärung bei der

Beitragsentrichtung oder bei der die Beitragspflicht auslösenden

Leistung erfolgt - schon deshalb keine Bedeutung, weil nach

5 1227 Abs 1 Satz 1 Nr 8a Buchst b RVOallein der tatsächliche

Bezug von Übergangsgeld entscheidend ist. Das LSG hat daher zu

Recht auf die Erörterung der Frage, ob sich der Vorbehalt nur auf

die Höhe oder auch auf den Grund der Übergangsgeldzahlung bezog,

verzichtet.
‘

Die Revision war nach alledem unbegründet und mußte zurückge-

wiesen werden. ,

)
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 des Sozialgerichts—

gesetzes.
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